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Gesetzgebender Rath, is. Ià
Fortsetzung.

Die Crim. Commißion räth über die Petition der Ge-

memden Zîàti und Lien;, im Rheinihal, die zum Canton

Sippenzell geschlagen zu werden wünsche»/ einsweilen nicht

einzutreten. Dieser Antrag wird angenommen.

Die gleiche Commißion räth über die Bittschrift der

Bezirke Liestall und Wânburg, Canton Basel, die

Zahl ihrer Wahlmänner betreffend, (Vergl. S. 4S0)

liichl einzutreten. Dieser Antrag wird angenommen.

Der Vollz. Rath zeigt durch eine Botschaft-an, daß

er über den Decretsvorschiag der die Eidesformel für die

Cantonslagsatzungen enthält/ nichts zu bemerken habe

Der Decreltvorfchlag wird hierauf zum Decrct erhoben.

(S. S. 297

Folgendes Befinden des Vollz, Raths wird verlesen:

B> Gefetzgeber! Der Vollz. Rath fleht sich im Fall,
über den Dccrelsvorfchlag vom 8. Hcum., der eine An-

lellung zur bevorstehenden Organisation der Cantonsver-

Wallungen enthält, Ihnen folgende Bemerkungen zu

machen:

In der zweyten Abtheilung derselben ZI. K. wird das

Verhältniß der CantonSbehsrden zur Centralgcwalt je-

doch nur obenhin und im Allgemeine« berührt. Hier

aber lchcinl der Ort zu st-yn, die Tagsatzungen auf die

Nothwendigkeit einer genauen Verbindung zwischen den

Canlousstatthalrein, die jene Gewalt vorstellen, und

den untergeordneten Vvllzichnngsbeamten aufmerksam zu

machen. Die erstern haben diejenigen Zweige der ösftm-

siehe,1 Staatsverwaltung, die in den Attributionen der

Centralreaicrung liegen, und wovon nur allein die so

wichtige Sicherheitspolizei, als Beyspie! angeführt wird,

"unmittelbar zu besorgen; sie sollen den allgemeinen Ge-

setzen und RcgierungSbeschlüssen Vollziehung verschaffen

d. h. dieselbe anordnen, darüber Aufsicht halten, und sich

ihrer versichern. Zu dem Ende muß ihnen entweder eine

besondre Claßevo» Untecbeamten an die Hand gegeben,

oder diejenigen welche zur Vollziehung der Cantonsver-

vrdnungen da sind müssen zugleich als ihre Agenten er-

klärt, und in einige Abhängigkeit von del, Statthaltern
gesezt werden. Zur Vereinfachung der Organisation und

zur Ersparung von Beamte» wird man ohne Zweifel den

kziern Weg vorziehen, und den Stellvertretern der Regie-

rung emeu mit den Cantonsadmünstratjonen zu theilen-

den Eiusmâ auf die Ernennung und Abrnssnnz der un-

mg.'srdaelen Psllzichungshchörden einräumen, indem

ohne dieß die Wirksamkeit der Centralgewalt aus ihre
unmittelbaren Werkzeuge beschränkt, und gerade da w»
sie am mehrsten verstärkt zu werden bedarf, nach ihr Peri.
phecie zu, völlig gelähmt würde.

In dem folgenden Artikel c. wird das Bedürfniß
zweyer Canlonsautociläten, von denen die eine die gesez«

gebende, die andere die vollziehende oder verwaltende
seyn soll, angezeigt. Hoffentlich hat die Erfahrung de»

leiten IahrzehendS den Grundsatz zur allgemeinen Ueber«

zeugung gebracht, daß jede Staatscinrichtung in der
die vollziehende Gewalt nicht zugleich einen integricenden
Theil der Gefttzgebniig ausmacht, in einer der wesent«
lichsten Grundlagen sch erhafr sey, ,mt> den Keim ihrer
nahen Zerstörung in sich trage. Oder sollte diejenige Be-
hörde, die vor jeder andern im Fall ist, das BetürfmS
eines Gesetzes zu fühlen den schiklichsten Zeitpunkt dafür
zn bestimmen, und dessen Ausführbarkeit zu beurtheilen,
meiner aufdie Dauer berechneten Ordl'"ng, der Abfas.
sung desselben fecmd bleibe» können Wenn daher, was
der Volljiehuiigsralh allerdings für nothwendig hält,
neben der eigenllichen Caiuonsoerwaltung noch ein an«

deres, sogenanntes gesetzgebendes Corps aufgestellt wird,
so scheinen die Verrichtungen desselben neben der Rech«
nungsabnahme und allfälllg der leztinstanzlichen Emschei«
dung über streitige Admiulstrationsfälle, lediglich in der
Genehmigung oder Verwerfung der ihm von der Ver«
waltung gemachten Vorschläge bestehen zu müssen; bey

welcher Einrichtung dann auch dieses Corps ohne Nach,
theil eine zahlreichere Zusammensetzung zuläßt, und als
eine eigentliche Volksrepresentation mit Rücksicht auf die

verschiedenen Theile des Cantons bestimmt werde» kann.

Da in diesem Artikel von Canionalgesctzeu die Rede ist,
so muß Ihnen B- Gesetzgeber der Vollz. Rath bemerken,
daß diese Benennung in dem neuen Verfassnngsenlwurfe
nicht ohne Grund den allgemeinen gesetzlichen Vol schris«

ten ausschließlich beygelegt zu seyn scheint ; es dürfte dem«

nach angemessener seyn, für die hier zu bezeichnenden

Cantonsverfügungen den Ausdruck: Verordnungen zu

gebrauchen.

Die im Artikel K. verlangte'Bcstimmung ist theils in
dem allgemeinnen Verfassungsentwurfe, dcM>-»ter Ab-
schnitt denCankonsverwaltungen dieBerathschlagung über

Gesezesvorschlage zueignet, bereits ausdrüklich enthalten,
lhtils eine natürliche Folge dieser Vorschrift, aufdie
in der Cantonal-Organisation nothwendig wirbmüs»
seil hingewiesen werden.

(Die Fortsetzung folgt.)
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